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Amtlicher Teil

ttriegsministerium

Bekanntmachung
9h\  W . M. 800/6. 17. K. R. 21.,

betreffend Bestandserhebung von Papierrohstoffen
(Holzschliff, Sulfitzellstoff, Strohzellstoff und Alt¬

papier).
Vom 1. August 1917.

Nachstehende Bekanntmachung wird hiermit zur allge¬
meinen Kenntnis gebracht mit dem Bemerken, daß, soweit
nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen höhen- Strafen
verwirkt sind, jede Zuwiderhandlung nach 8 5 der Bekannt¬
machungen über Vorratserhebungen vom 2. Februar >915,
8. September 1915 und 21. Oktober 1915 (Reichs-Gesetzbl.
S . 54, 549 und 684) bestraft wird*). Auch kann der Betrieb
des Handelsgewerbes gemäß der Bekanntmachung zur Fern¬
haltung unzuverlässiger Personen vom Handel vom 88.
September 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 608) untersagt werden.

81.
Meldepflicht.

Die von dieser Bekanntmachung betroffenen Personen
lmeldepflichtige Personen ) unterliegen hinsichtlich der von
dieser Bekanntmachung betroffenen Gegenstände (melde-
pflichtige Gegenstände) einer Meldepflicht.

*) Wer vorsätzlich die Auskunft, zu der er auf Grund dieser
Verordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt

»oder wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht,
-wird mit .Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe
bis zu zehntausend Mark bestraft, auch können Vorräte, die
verschwiegen sind, im Urteil für dem Staate verfallen erklärt
iverdcn. Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich die vorgcschriebc-
nen Lagerbücher einzurichten oder zu führen unterläßt . Wer
fahrlässig die Auskunft, zu der er auf Grund dieser Verordnung
verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt oder unrichtige
oder unvollständige Angaben macht wird mit Geldstrafe bis
zu dreitausend Mark oder im Unvermögensfalle mit Gefäng¬
nis bis zu sechs Monaten bestraft. Ebenso Ipird bestraft, wer
fahrlässig die vorgefchriebenenLagerbücher einzur'chten oder
zu führen unterläßt.

8 3.
Melv,pflichtige Gegenstände.

Zu melden sind:
1. weißer und brauner Holzschliff (mechanisch bereitete

Holzmasse) , sofern die Vorräte 1000 Kg. übersteigen,
2. Smfitzellstvff , sofern die Vorräte 1000 Kg. übersteigen,
8. Strohzellstoff , sofern die Vorräte 1000 Kg. übersteigen,
4. Altpapier , sofern die Vorräte 8000 Kg. übersteigen.

, 8.
Meldepflichtige Personen.

Znr Meldung verpflichtet sind:
1. alle Personen , ivelche Gegenstände der im 8 2 bezeich¬

ne ten Art im Eigentum oder im Gewahrsam haben
oder aus Anlaß ihres Handelsbetriebes oder sonst des
Erwerbes wegen kaufen oder verkaufen,

2. gewerbliche Unternehmer , in deren Betrieben solche
Gegenstände anfallen oder erzeugt iverden,

8. Kommunen, öffentlich-rechtliche Körperschaften und
Verbände.
Demgemäß sind Vorräte , die sich nicht im Gewahrsam

des Eigentümers befinden, sowohl von dem Eigentümer als
auch von drmjeniaen zu melden, der sie zu dieser Zeit in
Gewahrsam hat (Lagerhalter usw.).

Die Nach dem Stichtage eintrefsenden , vor dem Stichtage
aber schon abgesandten Vorräte sind von dem Empfänger
zu melden.

8 4.
Stichtag , Meldefrist, Meldestelle. '

Die Meldunaen haben monatlich über die am ersten
Tage eines jeden"Monats (Stichtag ) vorhandenen Bestände
an meGepflichtigen Gegenständen bis zum fünften Tage des
betreffenden Monats an das Webstvff-Meldeamt der Kriegs-
Rvhstoif-Abteilung des Königlich Preußischen Kriegsministe¬
riums in Berlin SW . 48, Perl . Hedemannstr. 10, postsrei
zu erfolgen.

Die erste Meldung ist für die am 1. August 1917 vorhan¬
denen Vorräte bis zum 10. August 1917 zu erstatten.

8 8.
Art der Meldung.

Die Meldunaen haben auf den amtlichen Meldescheinen
zu erfolaen , die" bei der Vordruckverwaltung der Kriegs-
Rohstnfs-Äbteilung des Königlich Preußischen Kriegsmini¬
steriums in Berlin SW . 48, Verl . Hedemannstr . 10, unter
Angabe der Vvrdrucknummer Bst 1598b anzuforoern find.

Die Anforder,rng der Meldescheine ist mit deutlicher
Unterschrift und genauer Adresse zu versehen.

Ter Meldeschein darf zu anderen Mitteilrmgen als zur
Beantwortung der gestellten Fragen nicht verwandt werden.
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tJVfVrn ‘m ' '  f riyl ' ViTnq \T7,.m ' /jfkt' ffvTT7._ H-„ <•/ finttetm iVlelbuttficn ift eine $mette Vlu#fevti
nuttß ( Vibfchrift , & nrcf)>fct)lag , Stlopic) auf beliebigem f&ogen
batt beut iVterbenben bet ,'einen Geschäftspapieren zurückzu-
bc batten. Stuf einem  Meldeschein dürfen nur die Vorräte
eines und desselben Eigentümers oder einer und derselben
Lagerstelle gemeldet werden.

. .. . . , , 1 I 6. ' ■V '
Lagervuchführnng.

. . Ikder gemäß 8 3 Meldepflichtige hat über die melde-
Pflichtigen Gegenstände ein Lagerbuch zu führen, aus dem
p!te Aenderring der meldepflichtigen Borratsmengen und
ihre Verwendung ersichtlich sein muß. Soweit der Melde-
pflrchtige ben-itö ein derartiges Lagerbuch führt , braucht er
min besonderes Lagerbuch einzurichten.

Beauftragten Beamten der Polizei oder Militärbehör-
deir rst jederzeit dre Prüfung des Lagerbuches sowie die Bc-
Nchtrgung der Räume zu gestatten , in denen meldepflichtiae
Gegenstände sich befinden oder zu vermuterr sind.

8 7.
Anfragen « nd Anträge.

Alle Anfragen und Anträge , welche diese Bekanntmach¬
ung betreffen, sind an das Webstoff-Meweamt der Kriegs-
Rohstoff-Abteilung des Königlich Preußischen Kriegsmini¬
sterrums zu richten und am Kopf der Zuschrift mit dem Ver-
BJtevr: „Betrifft Bestandscrhebung von Papierrohstvffeir"
zu versehen.

. . .. -- ' 8 8.
Inkrafttreten.

Die Bekanntmachung tritt aur 1. August 191V irr Kraft.
Durch diese Bekanntmachung »verden die Bestimmungen

der Bekanntmachung Nr . lkV M.  312/10 . 16. K. R . A. von,
20. November 1916, betreffend Bestandserhebung Von Na¬
tron - (Sulfat -) Zellstoff, ganz oder teilweise aus Natron-
(-Lnlrat -- Zellstoff hergestelltem Papier , Spinnpapier , Pa¬
piergarn usw. nicht berührt.

Frankfurt (Mmn ), den 1. August 1917.
Stellv . Generalkommando XVIII. Armeekorps . '

Cvklenz,  den ».  August 1917.
Kommandantur der Festung

Codlenj -Ehrenbreitstein.
la 1. 10977/7 . 17.

Zu I A Ille 11634.
Anordnung

über das Schlachten von Schaftämmern.
Auf Grund dies § 4 der Bekanntmachung des Stellver

treters des Reichskanzlers über ein Schlachtverbot für träch¬
tige Kühe und Sauen dom 36. August 1915 (Reichs-Gesetzbl.
S . 515) bestimme ich hierdurch unter Abänderung meiner
Anordnung vom 31. Januar 1917 folgendes:

^ 8 1-
Das durch die Anordnung vom 31. Januar 1917 aus¬

gesprochene Verbot der Schlachtung aller tu diesem Jabre oc-
borcnen Schaflämmcr wird für Bocklämmer und Hammel-
lämmer mit dem 1. Oktober d. I . ausgehoben.

Ausnahmen von denr Verbot für werbliche Scbaflämmer
dürfen — unbeschadet der Vorschrift inr § 2 der Anordnung
vom 31. Januar 1917 über Notschlachtungeir — auch vom
1. Oktober ab nur aus dringenoen wirtschaftlichen Gründen,
in der Regel nur für solche Lämmer, die zur Aufzucht nickst
geeignet sind, vom Landrat , in Stadtkreisen von der Orts-
polrzeibehörde, zugelassen werden.

8 2.
Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung weiden ge¬

mäß 8 ä der eingangs erwähnten Bekanntmachung mit
Geldstrafe bis zu 1500 Mark oder mit Gefängnis bis zu
drei Monaten bestraft.

Berlin , den 2. Juli 1917.
Der Minister für Landwirtschaft,

Domänen «nd Forsten,
t. ■ Freiherr von Schorlemer.

t>er  feit » ( Hrljr mit «tetvtU >e, ^iUfenfriiAtcn,
Buchweizen und Hirse aus der « rnte 1917 zu

Saatzwecke «.
Vom 12. Juli 1917.

Ans Grund des 8 3 der Reichsgetreideorvnung für die
Ernte 1917 vom 21. Juni 1917 (Reichs-Gesetzbl. S - 507) in
Verbindung mit 8 1 der Bekanntmachung über die Errich¬
tung eines Krtegsernährungsamtes vom 22. Mai 1916
wird folgendes bestimmt:

I. Allgemeine Bestimmungen.
8 1. " "

Die Veräußerung , der Erwerb und die Lieferung von
Früchten (88 1, 2 der Reichsgetreidevrdnung für die Einte
1917 vom 21. Juni 1917, Rer'chs-Gefetzbl. S . 507) zu Saat-
ztvecken ist nur gegen Saatkarte erlaubt . Dies gilt nicht für
ten Verkehr zwischen Züchtern von Originalsaaten und ihren
Vermehrungsstellen.

Die Saatkarte wird auf Antrag dessen, der Saatgut zu
Saatzwecken erwerben will , von dem Kommunalverband
ausgestellt , in dessen Bezirk die Aussaat erfolgen soll, bei
Händlern von dem Kommunalverband . in dessen Bezirk
der Händler seine Niederlassung hat.

Ter Kommunalverband kann die Ausstellung der Saat¬
karten für Landwirte der Gemeinde übertragen . Die Ge¬
meinde hat in diesem Falle eine Liste der von ihr ausge¬
stellten Saatkarten zu bestimmten Zeiten dem Kommunal¬
er bände vorzulegen.

8 2.
Die Saatkarte muß Namen, Wohnort und Kvmmunal-

Verband des zum Erwerbe Berechtigten, den Ort , wohin
geliefert werden soll, und, wenn die Früchte mit der Eisen¬
bahn befördert werden sollen, die Empfangsstation , ferner
die zu erwerbende Menge und Fruchtart angeben; sie ist
unter Benutzung eines Vordrucks nach untenstehenden
Mustern auszustellen . Die Abschnitte A,  L und C der
Saatkarte sind gleichlautend auszufüllen.

8 3
Dre Veräußerung von Saatgut bedarf rrach 8 3 der

Reichsgetretdevrdnung für die Ernte 1917 (Reichs-Gesetzbl.
S . 507) der Zustimmung des Kommunalverbandes , für den
die Früchte beschlagnahmt sind.

8 4.
Die Zustimmung ist nicht erforderlich für dre Beräuße-

rung anerkannten Saatguts durch anerkannte Saatgutwict-
schaften sowie für die Veräußerung und Lieferung von Saat¬
gut durch zugelassenc Händler (8 5). Als anerkannte Saat-
jzutwirtschaften gelten nur solche Wirtschaften, dre in einem
im Deutschen Reichsanzciger zur - Veröffentlichung gelan¬
genden Verzeichnis für die Fruchtart als anerkannte Saat¬
gutwirtschaften aufgeführt sind.

8 5.
Wer mit nicht selbstgebauten Früchten zu Saatzwecken

handeln will , bedarf der Zulassung . Dies gilt auch für Ge¬
nossenschaften und andere Vereinigungen.

Die Zulassung erfolgt durch die Reichsgetreidestelle; diese
kann andere Stellen zur Zulassung ermächtigen. Soweit es
sich um den Verkauf handelt , kann die Zulassung von der
Reichsgetreidestelle für das ganze Gebiet des Deutschen
Reichs oder Teilgebiete, von den von ihr ermächtigten
Stellen nur für deren Bezirk erteilt werden.

Die Zulassung kann an Bedingungen geknüpft und
jederzeit znrückgenommen werden. ,

8 6.
Der Eriverber von Saatgut hat die vollständige Saat¬

karte dem Veräußerer bei Abschluß des Vertrags auszuhän¬
digen. Wird das Saatgut mit der Eisenbahn versandt , so
hcA sich der Veräußerer von der Versandstation aus jedem
Abschnitt der Saatkarte die Absendung, unter Angabe der
Art des Saatgutes , der versandten Mengen und des Ortes
bescheinigung zu lassen, nach dem das Saatgut verfrachtet ist.
Erfolgt die Versendung nicht mit der Eisenbahn, so hat
sich der Veräußerer auf dem Abschnitt der Saatkarte den
Empfang durch den Erwerber bestätigen zu lassen.
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Wm 'K« mirrun«tvervnnve , filr den tmä Saatgut b«\rt)tn ®>
nahmt ist, einzureichen Der Kvmmunalverband hat , wenn
das Saatgut in einen anderen Kommunalverband gebracht
Wirb, Abschnitt C der Saatkarte an diesen Konrmunnlver-
band weiterzusenden.

8 7.

ottfeau bs\t \mmt \\t (Menls _ _
dieser Verordnung mit svlgender Alahgabe Vnwendung-

1. Als zum Gemüseanbau bestimmte Hülsenfrüchte zelten
nur solche Sorten , die in einem im Deutschen Reichs-
anzeiger zur Veröffentlichung gelangenden Verzeichnis
aufgeführt sind.

Tie Ausstellung der Saatkarten durch die .Kommunal-
verbände und die Gemeinden soioie der Geschäftsbetrieb der
Saatgutwirtschaften und zugelassenen Händler unterliegt
der Beaufsichtigung durch die Reichsgetreidestelle. Sie kann
zu diesem Zwecke besondere Anordnungen erlassen.

II Saatgut von Getreide
~ § 8.

Unternehmern landwirtschaftlicher Betriebe , die sich
imchweislich in den Jahren 1913 und 1914 mit dem Ver¬
kaufe von Saatgetreide befaßt haben, kann der Kommunal-
verband die Zustimmung zur Veräußerung selbstgebauten
Saatgetreides zu Saatzwecken allgemein erteilen . Die Zu¬
stimmung ist aus eine bestimmte Menge zu beschränken; bei
Festsetzung dieser Menge rst der Umsatz des Betriebs ' in den
Jahren 1913 und 1914 zu berücksichtigen.

8 9.
Die Veräußerung , der Erwerb und die Lieferung von

Wrntergetreidc zu Saatzwccken darf nur in der .Zeit von
15. Juli bis zum 15. Dezember 1917, von Sommergetreide
zu Saatzwecken nur in der Zeit vom 1. Januar bis zum
15. Juni 1918 erfolgen.

2. Die Reichsgetreidestelle kann ermächtigen , Gemüsesaat¬
gut auch an Händler abzusetzen. Die Ermächtigung
kann an Bedingungen geknüpft werden.

3. Der Handel mit Gemüsesaatzut ist außer den ?m 8 5
genannten Personen gestattet:

a) Personen , denen gemäß 8 1 der Verordnung über
den Handel mit Sämereien vom 15. November
1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 1277) eine Erlaubnis zum
Betriebe des Handels mit Sämereien erteilt ist;

b) Inhabern von Kleinhandelsgeschäften, die Säme¬
reien ausschließlich im Kleinberkauf 'in Mengen bis
zu 50 Kilogramm an Verbraucher absetzen.

Die Ausstellung der Saatkarten für Händler , die
nicht nach 8 5 zugelassen sind, erfolgt durch den
Kommunalverband , in dessen Bezirk der .Händler,
seine Niederlassung hat.

4. Die Bestimmungen dieser Verordnung über Saatkarten
finden auf Gemüsesaatgut keine Antvendung, soweit eS
sich um Mengen von nicht mehr als 125 Gramm
handelt.

Die Reichsgetreidestelle kann weitere einschränkende Vor¬
schriften über den Verkehr mit Gemüsesaatgut erlassen.

8 13.
Saatgut , das nach Ablauf der im Abs. 1 bezeichneten

Fristen sich noch bei den Saatgutwirtschasten , bei den zuge-
lasfencir Händlern oder bei den Verbrauchern befindet, ist an
die Reichsgetreidestelle oder an den von dieser bezeichneten
Kommnnalverband abzuliefcrn . Der Erwerber hat für diese
Mengen einen angemessenen Preis zu rahleu , bei dessen
Jestieyung der zur Zeit der Ablieferung geltende allgemeine
Höchstpreis, nicht der Sonderpreis für Saatgut ,zu berück-
sichticx'n ist. Im Streitfall entscheidet die höhere Ver¬
waltungsbehörde . Sre bestimmt, wer die baren Auslagen
des Verfahrens zu tragen hat.

Ten Züchtern von Originalsaatgut kann durch die
Reichsgetreidestelle aus der Ernte ihrer Zuchtgärten ein
angemessener Anteil als Züchterreserve belassen werden. Als
Originalsaatgut gilt das Saatgut solcher Sorten , an denen
die Stammbaumzucht durch schriftliche Belege nachgewr'esen
werden kann (Hochzucht), wenn der Züchter in einem im
Deutschen Reichsanzeiger zur Veröffentlichung gelangenden
Verzeichnis für die Getreideart als Züchter von Original¬
gut aufgeführt ist.

Saatgut , dns sich am 15. Junr 1918 noch bei den
Erzeugern , den zugelasscnenHändlern oder den Verbrauchern
.befindet, ist an die Reichsgetrerdestelle oder an den von
dieser bezeichneten Kommnualverband abzuliefer».

Die Vorschriften im 8 9 Abs. 2 Satz 2 bis 1. Abs. 3
finden entsprechende Anwendung.

IV. SchlußbestimMNNgen.
8 14.

Die Landeszentralbehörden können ö*n Saatgutvcrkehr
writergchenden Beschränkungen unterwerfen . Sie bestimmen
iuer als Höhere Verwaltungsbehörde un Sinne best8 9 Mb'. 2
Satz 3 anzusehen ist.

8 15.
Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften dieser Verord¬

nung werden nach 8 -79 Abtz. 1 Nr . 4 der Reichsgetreidsovo-
nung für die Ernte 1917 vom 21. Jum 1917 (Reichs-Gesetzbl.
S . 507) bestraft.

8 16. G
Diese Verordnung tritt am 15. Juli 1917 in Kraft
Berlin , den 12. Juli 1917.

III. Saatgut von Buchweizen, Hirse nnd Hülsenfrüchten.
8 10.

Der Präsident des Kriegsernährungsamts
von Batocki.

Saatgut von Buchiveizen, Hirse und Hülscnfrüchteu so¬
wie von Gemenge, in dem sich Hülsenftüchte befinden, mit
Ausnahme des Saatgutes von Winterwicke (vicia villosa)
und von Gemenge von Roggen und Winterwicken, darf nur
au die Reichsgetreidestelle abgesetzt werden. Die Reichsge¬
treidestelle bestimmt, welche Mengen sie eriverben will und
setzt die Bedingungen fest. Sie kann das von ihr erworbene
Saatgut durch Koiuimmalverbände , Saatstellen oder durch
zugelassene Händler dem Verbrauche zuführen.

Die Reichsgetreidestelle kann Erzeuger des im Abs. 1
genannten Saatgutes ermächtigen, Saatgut unmittelbar an
Verbraucher abzusetzen. Sre kann Erzeuger von Orkginal-
saatgut und von anerkanntem Saatgut ferner ermächtigen,
dieses an Saatstellen , landwirtschaftlichen Bcrufsvertretun-
geu und Vereine oder zugelassene Händler abznsetzcn. Die
Ermächtigung kann an Bedingungen geknüpft werden.

8 11.
Als Saatgut im Sinne des 8 10 gilt nur solches Saat¬

gut, das von der Reichsgetreidestelle oder einer von ihr mit
der Prüfung beauftragten Saatstelle als zur Saat geeignet
erklärt worden ist.

I. 5858. Diez,  Len 26. Juli 1917.
Bekanntmachung.

Ich habe den Ober-Veterinär a. D. Herrn Tierarzt
Queitsch, der wieder in Nassau ansässig ist, die Ergänzungs-
fleischbeschau in den Schaubezirken Nassau, Attenhausen,
Bergnassau-Scheuern, Dausenau , Dornholzhansen , für Ober-
wies. Hömberg, Seckbach, Weinähr und Winden , und als
Stellvertreter für die Schaubezirke Altendiez, Becheln,
Bvemberg, Dörnberg , Bad Ems , Eppenrod , Eiershausen,
Gückingen, Gutenacker, Heistenbach, Hirschberg. Holzappel,
Horhausen, Jsselbach. Kemmenau, Kördorf, Langenscheid,
LaurenLurg, Niedertiefenbach, Scheid, Steinsberg und
Wasenbach ernannt . Die Stellvertretung des Herrn Tier¬
arzt Queitsch wird in den Schaubezirken Attenhausen , Seel¬
bach und Weinähr dem Herrn Veterinärrat Werner in Diez
und in den übrigen Schaubezirken dem Herrn Tierarzt Ger-
harz in Bad Ems überragen.

Die Herren Bürgermeister werden um entsprechend?
ortsübliche Bekanntmachung ersucht.

Der König !. Landrat.
Duderstadt.



T :ie mi frij^ininlßetiiim hat beit 'Hetmatgebteten »leitet 1’
tntruuUfen znr Verfügung ge stellt, die vornehmlich dazu
beflrmnit sind, Unbotmäßigkeiien , 'Arbeitsverlvelgenmgen,
Sab -ckage- und Fluchtdcrsuche Kriegsgefangener entgegen-
z»treten . Außerdem liegt diesen Reiterpatrouillen die Un-
terstützung aller Maßnahmen ob, die zum Schutze deutschen
Eigentums oder deutscher Bewohner gelrosfe» sind, ins¬
besondere auch die Verhütung jeder Schädigung von Gegen¬
ständen, die für die Kriegsführung oder die Kriegswirtschaft
in Betracht kommen, außerdem Schützen der Feldfrüchte
vor Entwendung oder Beschädigung gegen jedermann.

Ich ersuche, über die Tätigkeit der Patrouillen in den
Gemeinden aufklärend zu wirken und denselben in jeder
Hinsicht unterstützend an Hand zu gehen. Insbesondere er-
iuche ich, die Bevölkerung darauf hinzuwehen , daß sie jeg¬
liches Vergehen der Kriegsgefangenen , und zloar auch freches
Benehmen, Belästigung von Frauen , Faulheit usw. den
Patrouillen mitteilt , damit die notwendigen Maßnahmen
sofort getroffen werden können.

. Ter für die Pferde der Kavallerie -Patrouillen erforder¬
liche .Hafer ivirl Ihnen auf Antrag vom Prvviantamte in
Coblenz gegen Bezahlung geliefert. Inständig ist für Pferd
und Tag 500 Gramm.

Ler » övigl . Lanvrat
I . B.r

Zimmermann.

M . 9160. Diez,  den 30. Jnti 1917.
An die Herren Uürgermeikter

in Berghailscn, Dausenau, Dessighofen, Dienethal , Dörsdorf,
Ebertshausen , Freiendiez, Hambach, Heistenbach, Issel buch
Kaltenholzhausen , Kördorf, Missclberg. Mittelfischbach, Atu
dershausen , Netzbach, Pohl , Rettert , Roth und Schiesheim.

Ich erinnere an meiir̂ Verfügung vom 20.d. Bits .,
Kreisblatt Nr . >67, betreffs Einsendung einer Abschrift
der Landsturmrolle des Jahrganges l°00 und erwarte
deren Erledigung b e st i m m t binnen 24 Stunde n.

Der Zivil -Vorsitzende der Ersatz-Kommission
des Nnterlahnkreiscs.

I . B. :
Zimmermann.

CLtchtamtli ^ er

Zum Schutze unsrer Landsleute in Oftafrika
WTB Berlin,  30 . Juli . Die Nordd. Allg . Ztg.

schreibt zur Internierung belgischer Kolvnialpersvnen:
In einer halbamtlichen Auslassung labgedruckt in der

Jndependance Beige Nr . 160) protestiert die belgische Re¬
gierung aufs schärfste gegen die von Deutschland veranlaßt«
Internierung von zwanzig Belgiern aus ange,ehenen Kolo¬
nialkreisen. Sie nennt das einen Gewaltakt , der nicht zu
rechtfertigen sei. Anfang Mai ließ die deutsche Regierung
die belgische Regierung in bündiger Form wissen, fie erwarte

is zum 25. des Monats eine unzweideutige Erklärung der

D
falle , , „ . . . .
derten Heimreise nach Deutschland zu geben. Falls der
deutschen Regierung bis zu dem angegebenen Zeitpunkt die
erwartete Erklärung nicht zugehe, iverde sie zunächst zwan¬
zig angesehene, im belgischen Koloniallelien stehende Persön¬
lichkeiten aus dem besetzten Belgien sesiaehmen und nach
Deutschland in ein Internierungslager bringen lassen. Tie
belgische Negierung gab aber diese unzweideutige Erklärung
nicht ab. wie aus einer Verbalnote der niederländischen Re¬
gierung vom 22. Mai zu ersehen war . Sie erklärte sich nur
bereit, ' den größten Teil der Zibilgefangenen gegen zurzeit

miritir . Tn * fnnt einer V(blcl )ittnt (l (\leict ). Auf cfiic Böobkii
Dung brr Frage eines aklgemetnen Anstauschs der lieiver-
stingen Zibilgefangenen mit der Angelegenheit der Freilas¬
sung der Zivilgefangenen aus Deutsch-Oftafrika konnte sich
die deutsche Regierung natürlich nicht einlassen. Die belgische
Regierung macht de» Versuch, die Freilassung belgischer Zk
vilisten, die wir im Interesse der Ordnung in den von uns
besetzten Gebieten internierten , zu erzwingen, und glaubt
kies durch ihre Gewaltmaßnahmen gegenüber den Deutschen
ans Ostasrikn erreichen zu können. Wir haben uns zu der
Festnahme der zwanzig Belgier nur entschlossen, weil die
belgische Regierung auf gütlichem Wege nicht bewogen wer¬
den konnte, de» Deutschen ans Oftafrika , nicht einmal den
Frauen und Kindern , die Heimreise zu gestatten. Liegt der
belgischen Regierung daran , daß die zivanzig Internierten
wieder in ihre Heimat zurückkehren können, dann hat sie das
jederzeit .in der Hand . Sie braucht nur den Zivügesangene»
aus Ostafrika die Heimreise zu gestatten.

England.
WTB . London,  27 . Juli . Reutermclduag . Ein Ar¬

tikel in der Zeitschrift Land and Water sagt, daß e i n
Flugzeug  von einem Typ fertig sei, der geeignet sei, d e n
Krieg bis in das Innere Deutschlands  zu tra¬
gen. Das Flugzeug vermag eine Last von mehreren Tonnen
zu tragen und es kann ebensowohl eine Bemannung vom
25 als von 3. Mann an Bord haben.

Rußland.
WTB . Bern,  30 . Juli . Der Temps meldet aus Pe¬

tersburg . die Russen richten nun hinter dem Z b r u c z
eine neue Front  ein . Der Rückzug der 11. Armee be
Tvut kein ' oroße Gefahr für die 7. und 8. Armee, deren
Rückzug außerordentlich schwierig sti. Hindenburg habe in
Erwartung einer großen Schlacht aus dem Südteile der
russischen Front 11 neue Divisionen herangeführt . Kevenski
habe die. Ilmbildung des General st abes  und des
Militärbezirks Petersburgs beschlossen. Er wolle tatkräftige
jüngere Offiziere berufen , die j'ich sowohl an der Front inie
durch dir demokratische Organisation des Heeres ausge
zeichnet haben.

PM . Rotterdam,  31 . Juli . Das Berl . Tagebl . be¬
richtet aus Rotterdam : Wie der Timeskorrespondent aus
dem russischer! Hauptquartier berichtet, finden K v r n i -
lows  strenge Maßnahmen gegen die Zuchtlosigkeit in der
Armee allgemeinen Beifall ; er lasse die Ausreizer
in Massen h i n r i cht e n.

PM . Berlrn,  31 . Juli . Der Lok.-Anz. meldet aus
Kopenhagen: lieber Haparanda kommen aus Rußland an¬
scheinend zuverlässige Nachrichten, nach denen Iapa  n nun¬
mehr die ganze Mandschure : besetzt  hätte . Auch
W l a d i w o st o k sei vollständig in der Gewalt der Japaner.

Griechenland.
MTB Athen,  31 . Juli . Meldung der Agence Havas.

Der König hat einen Erlaß unterzeichnet, durch een der Prä¬
sident, der Bizepräsioent und sechs Räte des KastationshostS
abgesetzt iverden.

rittzeigen.
Bklr. Umtausch der Brotkarten.

Ter Umtausch der Brotkarten findet am Donnerstag,
den 2 , und Freitag,  den 3. d. Mts ., in nachstehender
Reihenfolge auf dem Bürgermeisteramte statt:

Am Donnerstag, den 2 d. Mts ., von vorm. 8 —12 Uhr nie
Nr 1—500; von nachm. 2—6 Uhr die Nr. 501—1000.

Am Freitag, den 3. d. Mts ., von vorm. 8—12 Uhr' Die Nr.
l001—1500; von nachm. 2—6 Uhr die Nr. 1501 bis Ende.

An Kinder werden keine Brotkarten ausgegeben
Freiendiez,  den 30. Juli 1917.

, Die Polizeiv - rwaltung
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